
strophe. Die zur Verfügung stehende
Zeit wird derweil immer geringer. Denn
tragischerweise wirkt die ökologische
Zerstörung wie eine Zeitbombe, sprich:
mit Zeitverzögerung. Die jetzt bereits
erzeugten Gifte zeitigen also „erst“ in
einigen, allerdings immer wenigeren
Jahren ihre ganze Wirkung – ohne dass
wir sie heute bereits spüren würden.
Experten geben deshalb der Welt, posi-
tiv geschätzt, nur noch ein Zeitfenster
von 20 Jahren, um den dramatischsten
Folgen der ökologischen Zerstörung zu
entgehen – allerdings nur, wenn umge-
hend weitreichende Maßnahmen ein-
geleitet werden.7

Die Bombe, deren Zünder wir heute
bereits scharf machen, wird also in we-
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nigen Jahren hochgehen – dann aller-
dings unwiderruflich. All das macht es
umso dringlicher, bereits heute in
grundlegenden Alternativen zum fossi-
listischen Kapitalismus zu denken –
wenn die Welt nicht tatsächlich in der
Barbarei enden soll. Sollten nämlich
keine ökologischen Innovationen grei-
fen und alternative Ansätze weiter aus-
bleiben, dürfte bald nur noch eine fata-
listische Devise gelten: Ist die Welt erst
ruiniert, lebt es sich ganz ungeniert. Im-
mer getreu dem Motto: Vor uns die
Wüste und nach uns die Sintflut.

1 UNESCO, Wasser für Menschen, Wasser für
Leben. Weltwasserentwicklungsbericht der Ver-
einten Nationen, Zusammenfassung, Bonn
2003, S. 4; UNESCO, Facts and Figures zum in-
ternationalen Süßwasserjahr 2002, www.unes-
co-heute.de.

„Von allen Krisen hinsichtlich der sozia-
len und natürlichen Ressourcen, mit de-
nen wir Menschen konfrontiert sind, ist
die Wasserkrise diejenige, die unser
Überleben und das unseres Planeten
Erde am meisten bedroht.“ In der Tat,
die UNESO übertreibt nicht: Ein
steigender Wasserverbrauch, sinkende
Trinkwasserressourcen und der Anstieg
der Weltbevölkerung werden voraus-
sichtlich bereits in 20 Jahren dazu füh-
ren, dass die Hälfte der Menschheit un-
ter extremer Wasserarmut leiden wird.
Schon heute leben 1,1 Mrd. Menschen
auf der Welt ohne sauberes Trinkwas-
ser, 2,4 Mrd. Menschen haben keinen
Zugang zu sanitären Anlagen, täglich
sterben 6000 Menschen, vor allem Kin-
der unter fünf Jahren, an den Folgen
einer unzureichenden Trinkwasserver-
sorgung.1

Kein Wasser und keine Toiletten – der
jüngst erschienene Weltentwicklungs-
bericht 2006 nennt dies „Wasserdepri-
vation“ und formuliert ohne Beschöni-
gungen, was das bedeutet: Kinder ge-
hen nicht zur Schule, weil sie über viele
Stunden und Kilometer Wasser holen
müssen; Eimer und Plastiktüten erset-
zen Toiletten und verschmutzen Ge-
wässer und Umgebung. Mario Vargas
Llosa kommt angesichts der erschüt-
ternden Studie zu dem Schluss: „Das
Flaggschiff von Zivilisation und Fort-
schritt ist nicht das Buch, das Telefon,
das Internet oder die Atombombe, son-
dern die Toilette. Wo das menschliche

Petra Dobner

Des Menschen Recht auf Wasser

7 „Fortschrittchen“ zur Klimawende, Presseer-
klärung des WBGU (Wissenschaftlicher Beirat
der Bundesregierung Globale Umweltverände-
rungen) vom 17.11.2006.



Wesen Darm und Blase leert, bestimmt
darüber, ob es in der Barbarei der
Unterentwicklung versunken oder im
Aufstieg begriffen ist.“2 Und während
der eine Teil der Menschheit plant, im
Jahr 2015 den Wassergehalt der Monde
des Jupiters zu erkunden, wird ein weit
größerer Teil der Erdbewohner weiter-
hin weder fließendes Wasser noch sani-
täre Anlagen im eigenen Haus haben
und in seiner eigenen Kloake gefangen
bleiben.

2015 – das ist dasselbe Jahr, in dem
die Millenium Development Goals er-
reicht werden sollen. Bis dahin sollte ei-
gentlich die Anzahl derjenigen Men-
schen halbiert sein, die keinen An-
schluss an Leitungs- und Abwasserka-
näle hat. Doch wenig spricht dafür, dass
dieses Ziel erreicht werden wird. Unge-
fähr zehn Mrd. US Dollar jährlich wären
hierzu notwendig. Das scheint viel und
doch entspricht es lediglich den welt-
weiten Militärausgaben an fünf Tagen
bzw. weniger als der Hälfte dessen, was
in reichen Ländern pro Jahr für luxuriö-
ses Flaschenwasser ausgegeben wird.3

Keine Lobby, kein Wasser

Die Trinkwasserkrise ist zwar eine glo-
bale Katastrophe, doch trifft sie entlang
regionaler und sozialer Grenzen die
Menschheit sehr unterschiedlich. Die
wasserknappen, aber ölreichen Länder
am Golf lösen heute ihr regionales
Wasserproblem durch energieintensive
Entsalzungsanlagen. Nicht nur Trink-
wasser, auch Golfplätze, Schwimmbä-
der und grüne Rasen verdanken sich
hier der Kombination aus Reichtum,
Meerwasser und Öl. Ein globaler Fla-
schenwassermarkt, der mit jährlichen
Wachstumsraten von rund zehn Prozent
zu einem der lukrativsten Geschäftsfel-
der der globalen Ökonomie gehört, er-
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möglicht allen, die es sich finanziell
leisten können, sich mit einwandfreiem
Trinkwasser zu versorgen – auch dort,
wo Arme den Gebrauch verseuchten
Wassers mit ihrem Leben bezahlen. 

Manche Länder werden also auch in
Zukunft Wasser im Überfluss haben.
Und obwohl auch industrialisierte Zo-
nen der Welt unter Wasserknappheit
leiden, können doch Kinder in der ent-
wickelten Welt 30 bis 50 Mal so viel
Wasser konsumieren wie Kinder in der
„Dritten Welt“.4 Außerdem trifft die
globale Krise insbesondere Frauen, Ar-
me und Kinder. Deshalb werden inner-
halb der human family die Konsequen-
zen teils gar nicht spürbar, teils teuer
und teils tödlich sein. Manche werden
sogar unendlich von der globalen Krise
profitieren. 

Normativ gibt es keine Alternative zu
dem Aufruf, sich als Weltgemeinschaft
den wissenschaftlichen, finanziellen,
technischen und politischen Anstren-
gungen zu stellen, um die weltweit vor-
handenen, aber regional und sozial
unterschiedlichen Risiken einer unzu-
reichenden Wasserversorgung zu ver-
meiden oder abzufangen zu versuchen.
Faktisch aber bergen ungleiche Betrof-
fenheiten und ungleich verteilte Hand-
lungsmöglichkeiten die Gefahren ego-
istischer Fluchten aus der globalen
Wasserknappheit. Umso mehr stellt
sich die Frage, wie die internationale
Gemeinschaft dieser Gefahr in Zukunft
wirksam begegnen will.

Privatisierung der
Gemeinwohlverantwortung 

Die existenzielle Bedeutung von Was-
ser für alles Leben auf der Erde, die
technischen und institutionellen Her-
ausforderungen einer nachhaltigen Be-
wirtschaftung der Ressource, die politi-
schen Erfordernisse einer gerechten
Verteilung, das Menschenrecht auf
Wasser – all das begründete bis vor kur-
zem die Annahme, dass Trinkwasser

2 Mario Vargas Llosa, Gefangen in Kloaken, in:
„Die Welt“, 4.12.2006.

3 UNDP, Human Development Report 2006.
Beyond scarcity: Power, poverty, and the global
water crisis, New York 2006, S. 1 ff. 4 UNESCO, Wasser für Menschen, a.a.O., S. 5.



nicht nur ein öffentliches Gut ist, son-
dern auch von einer öffentlichen Hand
verwaltet werden muss. Wie selbstver-
ständlich galt die Trinkwasserversor-
gung lange Zeit als ein Herzstück der
öffentlichen Daseinsfürsorge. Manchen
Autoren gar gilt die Bewirtschaftung
von Wasser als ein wesentlicher Grund
für die Herausbildung einer politischen
Organisation im Staat.5

Von Etatismus waren auch die An-
fänge der globalen Trinkwasserpolitik
geprägt. Diese lässt sich auf die erste
UN-Umweltkonferenz datieren, die
1972 in Stockholm stattfand. In den er-
sten 20 Jahre globaler Trinkwasserpoli-
tik fungierte die UNO als politisch
strukturierende Kraft. Diverse Aktions-
pläne bestätigten wiederholt den Cha-
rakter von Wasser als öffentliches Gut,
staatliche Souveränität war eine nicht
hinterfragte Rahmenbedingung. Grund-
paradigma aller Verbesserungsvor-
schläge war der Glaube an die staat-
liche Steuerungsfähigkeit. Marktwirt-
schaftliche Instrumente hatten allen-
falls den Charakter einer flankierenden
Maßnahme. 

Einen Wendepunkt markierte die
Internationale Konferenz über Wasser
und die Umwelt, die im Vorfeld des Erd-
gipfels in Rio 1992 in Dublin stattfand.
500 Vertreter von Regierungen, UN-
Organisationen und Nichtregierungs-
organisationen empfahlen in den hier
verabschiedeten Dublin-Prinzipien ei-
ne Umkehr in der globalen Wasserpoli-
tik: vom Staat zum Markt, von der Sub-
vention zu einer Weitergabe der wah-
ren ökonomischen Kosten an die Kon-
sumenten, von Staaten und UNO zu
„strategischen Netzwerken“ unter Ein-
bindung privater Akteure.6
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Insbesondere das vierte Prinzip, wel-
ches forderte, Wasser als ökonomisches
Gut zu betrachten, sorgte in den Folge-
jahren für erheblichen Konfliktstoff.
Von den Befürwortern wird die Wieder-
gabe der wahren ökonomischen Kosten
(full-cost pricing) als notwendige Maß-
nahme zum Schutz der ökologischen
Ressource und als Voraussetzung für
eine Deckung der Infrastrukturkosten
betrachtet. Full-cost pricing helfe be-
sonders den Armen, weil diese anson-
sten bei privaten Wasserhändlern noch
höhere Ausgaben für Wasser zu tätigen
hätten und weil die mittleren Schichten
weit stärker als die unteren von der
Subventionierung von Wasser profitier-
ten und somit den Armen das Wasser
wegnähmen.7

Die Gegner bestreiten dies: Die
Weitergabe der vollen Kosten treffe be-
sonders die Armen und nutze nur der
Wasserindustrie. Vor allem die Ab-
kopplung von der Trinkwasserversor-
gung bei Nichtzahlung – wie in Südafri-
ka – zeitige unverantwortliche Folge-
schäden.8

Privatisierung im weitesten Sinne
wird wiederum von den Befürwortern
als notwendige Antwort auf die Ineffi-
zienz und Korruption innerhalb staat-
licher Institutionen begriffen; die Pri-
vatwirtschaft sei effizienter und über-
haupt – Konkurrenz belebt das Ge-
schäft. Von Konkurrenz könne gar kei-
ne Rede sein, ist das Gegenargument,
da Wasseranbieter als lokale Monopo-
listen agieren. Eine Fülle negativer Er-
fahrungen – insbesondere die Ver-
schlechterung der Wasserqualität bei
steigenden Preisen – ließe sich weltweit
bei privatisierten Wasserversorgungs-
systemen belegen. Zudem sei insbeson-
dere die Hoffnung auf eine Verbesse-
rung der Wasserversorgung der Armen
durch private Unternehmen unrealis-

5 Vgl. Roman Herzog, Staaten der Frühzeit –
Ursprünge und Herrschaftsformen, München
1988, S. 175; Friedrich Berber, Die Rechtsquel-
len des internationalen Wassernutzungsrechts,
München 1955, S. 3.

6 Vgl. ausführlich Petra Dobner, Did the state fail?
Zur Transnationalisierung und Privatisierung
der öffentlichen Daseinsfürsorge. Die Reform
der globalen Trinkwasserpolitik, www.dvpw.
de/dummy/fileadmin/docs/2006xDobner.pdf.

7 Vgl. William J. Cosgrove und Frank R. Rijs-
berman, World Water Vision: Making Water
Everybody’s Business, London 2000, S. 2.

8 Vgl. Patrick Bond, The World Bank in the Times
of Cholera, in: „Znet Daily Commentaries“ (Jo-
hannesburg), 13.4.2001.



tisch, da Niedrigstlohn-Bevölkerungen
keine attraktiven Märkte darstellten.9

Private Dienstleister oder 
öffentliche Daseinsfürsorge?

Trotz dieser Einwände wurden der Pri-
vatisierung der Wasserversorgung bis
vor wenigen Jahren ungeheure Markt-
chancen nachgesagt. Angesichts einer
öffentlichen Versorgungsrate zwi-
schen 90 und 95 Prozent weltweit
überraschen diese Hoffnungen nicht.
Nach einer kurzen unternehmerischen
Euphorie, die auch durch den erbitter-
ten Widerstand der Betroffenen kaum
getrübt wurde, werden jedoch heute
die Gewinnchancen und damit auch
der Erfolg einer Privatisierungspolitik
im Hinblick auf eine Lösung der Welt-
wasserkrise weit nüchterner beurteilt –
selbst seitens der großen Weltwasser-
konzerne. Zu arm sind die Nutzer, zu
groß sind die Widerstände gegen
Preiserhöhungen, insbesondere dort
und dann, wenn Qualität und Quan-
tität des Wassers mit den Preisen nicht
Schritt halten. Ganz zu schweigen da-
von, dass weder ländliche Gebiete mit
wenigen, armen, verstreuten Nutzern
noch die am Rande der Megastädte
wachsenden Slums lukrative Profit-
quellen sind.

Angesichts der negativen Erfahrun-
gen und der begründeten Skepsis
gegenüber dem möglichen Engage-
ment privater Unternehmen erweist es
sich als strategischer Fehler, die un-
zweifelhaften Missstände in der staat-
lich-öffentlichen Bewirtschaftung von
Wasser mit einer Absage an die staatli-
che Verantwortung beantwortet zu ha-
ben. Um sich den Millenium Develop-
ment Goals in den nächsten Jahren we-
nigstens anzunähern, gibt es keine Al-
ternative zu einer öffentlichen Finan-
zierung. Das sehen mittlerweile sogar
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die weltweiten Wasserkonzerne so, die
massive Infrastrukturhilfen wie auch
die Abdeckung von Währungsrisiken
aus öffentlichen Finanztöpfen fordern,
um ihr unternehmerisches Potential mit
sicheren Gewinnchancen vergoldet zu
sehen. Der Weg in die private Wirt-
schaft wird sich, wenn es darum geht,
die weltweite Wasserkrise zu lösen, als
Irrweg herausstellen, weil auch Wasser
nach der empirischen Definition von
Karl Polanyi eine „fiktive Ware“ ist, das
heißt eine nicht für den Verkauf produ-
zierte Ware. Für die Vermarktung der
fiktiven Ware Wasser scheint wahr-
scheinlich, was für die Vermarktung
der Arbeitskraft ausführlich von Pola-
nyi beschrieben wurde: Hätte es, so
Polanyi, im 19. Jahrhundert keine
„schützenden Gegenströmungen“ ge-
gen die unkontrollierte Gewalt der in-
dustriellen Revolution und die Ausbrei-
tung eines reinen Marktmechanismus
gegeben, wäre „die menschliche Ge-
sellschaft  [...] tatsächlich vernichtet
worden.“10 Polanyis Analyse für das 
19. Jahrhundert, das mächtige Institu-
tionen zur Einschränkung des Markt-
mechanismus hervorbrachte, lässt sich
ohne große Umstände in eine Warnung
für das 21. Jahrhundert ummünzen, auf
solche marktbändigenden Institutionen
nicht zu verzichten. Einen Anfang hier-
zu stellt die weltweite Gegenbewegung
gegen die Privatisierung und Inwertset-
zung des Wassers im Namen eines
Menschenrechts auf Wasser dar.11

„Jeder hat das Recht auf einen Le-
bensstandard, der seine und seiner Fa-
milie Gesundheit und Wohl gewährleis-
tet, einschließlich Nahrung, Kleidung,
Wohnung, ärztliche Versorgung und

9 Jessica Budds und Gordon Mc Granahan, Are
the debates on water privatization missing the
point? Experiences from Africa, Asia and Latin
America, in: „Environment and Urbanization“,
2/2003, S. 87-113, hier S. 109.

10 Karl Polanyi, The great Transformation. Politi-
sche und ökonomische Ursprünge von Gesell-
schaften und Wirtschaftssystemen, Frankfurt 
a. M. 1976, S. 112.

11 Vgl. Riccardo Petrella, Wasser für alle. Ein
globales Manifest, Zürich 2000; Maude Barlow
und Tony Clarke, Blue Gold. The Fight to Stop
the Corporate Theft of the World’s Water, New
York 2002; Alternatives Weltwasserforum, Das
Recht auf Wasser als Menschenrecht, Genf
2005, www.fame2005.org/article.php3?id_arti-
cle=297.



notwendige soziale Leistungen“, heißt
es in Artikel 25 der Allgemeinen Erklä-
rung der Menschenrechte. Ein allge-
meines Menschenrecht auf Wasser wur-
de dagegen 1948 nicht eigens formu-
liert. Solange Wasser als öffentliches
Gut galt, dessen Schutz und Bereitstel-
lung weltweit als selbstverständlicher
Teil der staatlichen Daseinsfürsorge be-
griffen wurde, schien diese Auslassung
unproblematisch. Doch die globale Trink-
wasserkrise und die seit Beginn der
90er Jahre einsetzende Privatisierung
und verstärkte Kommodifizierung von
Wasser haben die Forderung nach ei-
nem eigenständigen Menschenrecht
auf Wasser notwendig gemacht. 

Der eigentlich politische Gehalt die-
ser Forderung liegt aber nicht in der Ex-
plikation dessen, was faktisch, wenn
auch nicht wörtlich, schon dem Artikel
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25 inbegriffen war: dass des Menschen
Recht auf ein anständiges Leben nicht
ohne Wasser zu realisieren ist. Vielmehr
geht es darum, dass es bis heute nur
einen rechenschaftspflichtigen Adres-
saten für eine Realisierung der Men-
schenrechte gibt – den Staat. Die Forde-
rung nach einem Menschenrecht auf
Wasser ist daher weit mehr als eine For-
derung nach Wasser: Sie ist eine Erin-
nerung daran, dass die postnationale
Konstellation nicht in erster Linie die
Befreiung von einem Herrschaftsappa-
rat bedeutet, sondern den Verlust einer
verantwortlichen Instanz markiert, die,
bei aller Kritik, vor allem die Aufgabe
hat, das abstrakte Gemeinwohl zu ma-
terialisieren – und damit auch die
Grundversorgung eines jeden Men-
schen mit dem Lebensrohstoff Wasser
sicherzustellen. 

1 UNAIDS, AIDS Epidemic Update, Genf 2006, 
S. 1 f.

Aids ist zweifellos die größte Gesund-
heitskatastrophe unserer Zeit. Die Zah-
len, die UNAIDS im Dezember 2006
veröffentlichte, bestätigen dies: 39,5 Mil-
lionen Menschen leben weltweit mit
dem tödlichen Virus, 2,6 Millionen mehr
als 2004.

Dabei ist die Krankheit regional sehr
unterschiedlich verbreitet. Bei weitem
am stärksten betroffen ist Afrika. Auf
diesem Kontinent leben zehn Prozent
der Weltbevölkerung, aber über 60 Pro-
zent aller HIV-Infizierten. Zudem brei-
tet sich das Virus in Afrika sehr schnell
aus; zwischen 1989 und 2006 verfünf-
fachte sich die Zahl der Infizierten auf
rund 24,7 Millionen Menschen.1 Dabei

liegt das Zentrum der globalen Aids-
Epidemie im südlichen Teil des Konti-
nents. Dort finden sich die weltweit am
schwersten betroffenen Staaten mit In-
fektionsraten zwischen 20 Prozent und
annähernd 40 Prozent.

Aids befällt, da das HI-Virus vor allem
durch Geschlechtsverkehr übertragen
wird, im Gegensatz zu vielen anderen
Infektionskrankheiten den leistungsfä-
higsten Teil der Bevölkerung, die jungen
Erwachsenen. Diese Gruppe sollte ei-
gentlich die Versorgung der Kinder und
der alten Menschen sicherstellen. Das
gilt insbesondere für Afrika, wo kaum
staatliche Sozialsysteme existieren. Die
Krankheit reißt also eine generationelle
Lücke in die Bevölkerungspyramide und
zerstört so nachhaltig soziale Strukturen.

Sarah Tietze

Armut, Aids und Afrika


